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1. Fristen und Termine

Steuerzahlungstermine im Juli:


   Fälligkeit
Ende der Schonfrist bei Zahlung durch


 
Überweisung (Wert-
Scheck/bar 


stellung beim Finanzamt)

Lohn- /Kirchensteuer
10.7.
13.7.
keine Schonfrist

Umsatzsteuer
10.7.
13.7.
keine Schonfrist

Steuerzahlungstermine im August:


   Fälligkeit
Ende der Schonfrist bei Zahlung durch


 
Überweisung (Wert-
Scheck/bar 


stellung beim Finanzamt)

Lohn- /Kirchensteuer
10.8.
14.8.
keine Schonfrist

Umsatzsteuer
10.8.
14.8.
keine Schonfrist

Gewerbesteuer
15.8. *
18.8. *
keine Schonfrist

Grundsteuer
15.8. *
18.8. *
keine Schonfrist

* In Bundesländern, in denen Mariä Himmelfahrt ein Feiertag ist, gilt statt dem 15.8. der 16.8. und statt dem 18.8. der 21.8.

Zahlungstermine für Sozialversicherungsbeiträge: 


   Fälligkeit


für den Monat Juli 
27.07.

für den Monat August 
29.08.

Hinweis: 

Ab 2006 sind die Beiträge zur Sozialversicherung am Ende des Monats zu zahlen, in dem die Arbeit geleistet wird. Der erste Beitrag nach neuem Recht, der am 27.1.2006 fällig war, kann auf die nächsten sechs Monate verteilt werden, d.h. bei Nutzung der Übergangsregelung muss ebenfalls am 27.7.2006 letztmalig 1/6 des Januarbeitrages gezahlt werden. Die Anwendung der Übergangsregelung wurde durch die aktive Nichtzahlung des Januarbeitrages erzeugt. Die Übergangsregelung gilt jedoch nicht für die sog. „Frühzahler“, d.h. in den Fällen, in denen das Arbeitsentgelt bis zum 15. des laufenden Beschäftigungsmonats fällig wird. 

2. Bundesrat beschließt Mehrwertsteuererhöhung

Der Bundesrat hat am 16. Juni 2006 dem Haushaltbegleitgesetz 2006 und damit der bislang größten Mehrwertsteuererhöhung zugestimmt. Die Umsatzsteuer steigt ab dem 1. Januar 2007 von derzeit 16 auf 19 %. Der ermäßigte Steuersatz, etwa für Lebensmittel, von 7 % wird beibehalten. Das Mehraufkommen dient zum einen der Sanierung öffentlicher Haushalte, zum anderen wird ab dem 1. Januar 2007 der Beitrag zur Arbeitslosenversicherung von 6,5 auf 4,5 % gesenkt.

Im Zuge der Mehrwertsteuererhöhung wird auch die Versicherungssteuer um 3 Prozentpunkte auf 19 % erhöht. Für pauschalierende Landwirte steigt die Vorsteuerpauschale von bislang 9 % auf 10,7 %. Dieser Satz steigt für pauschalierende Forstbetriebe um 0,5 Prozentpunkte auf 5,5 %. 

Sonntags-, Feiertags- und Nachtzuschläge sind bereits ab dem 1. Juli 2006 nicht mehr steuer- und sozialversicherungsfrei, wenn der zu Grunde liegende Grundlohn mehr als 25 € beträgt.

Hinweis:

Wir werden Sie unserer nächsten Ausgabe ausführlich über Gestaltungsmöglichkeiten im Zusammenhang mit der Mehrwertsteuererhöhung informieren.

3. Entwurf eines Investitionszulagengesetzes 2007

Ende dieses Jahres läuft das Investitionszulagengesetz 2005 aus. Für eine weitere Förderung hat nun der Bundestag den „Entwurf des Investitionszulagengesetzes 2007 (InvZulG 2007)“ verabschiedet. 

Fördergebiet bleiben die fünf neuen Bundesländer. Bestimmte Teile des Landes Berlin sollen ab 2007 nicht mehr dazu gehören. Begünstigt sind wie bisher Erstinvestitionen, die mindestens 5 Jahre zum Anlagevermögen eines Betriebes des verarbeitenden Gewerbes, der produktionsnahen Dienstleistungen oder – ab 2007 – auch zum Beherbergungsgewerbe gehören. 

Hinweis:

Zum Beherbergungsgewerbe zählen Betriebe der Hotellerie, Jugendherbergen, Campingplätze, Hütten sowie Erholungs- und Ferienheime. Nicht begünstigt sind Ferienhäuser, Ferienwohnungen und Privatquartiere. 

Neu ist, dass künftig Leasingunternehmen nicht mehr gefördert werden. Die Verbleibensfrist von 5 Jahren soll sich bei kleinen und mittleren Unternehmen auf 3 Jahre verkürzen. Die bisherigen Fördersätze werden beibehalten. Die Investitionen kleiner und mittlerer Betriebe in Randgebieten können mit bis zu 27,5 % der Bemessungsgrundlage gefördert werden. 

Das Problem einer sog. Förderlücke tritt bei solchen Investitionen auf, die vor dem Tag der Verkündung des neuen Gesetzes – voraussichtlich Mitte Juli 2006 – begonnen wurden, aber erst im Jahr 2007 beendet werden. Diese Investitionen sind dann weder nach dem bisherigen noch nach dem neuen Investitionszulagengesetz förderfähig. Unternehmer, die ihre im Jahr 2006 begonnenen Investitionen noch in diesem Jahr beenden, werden noch nach dem InvZulG 2005 gefördert. Allerdings trifft das nicht auf das Beherbergungsgewerbe zu, da hier generell eine Förderung erst ab 2007 möglich ist. Nach dem InvZulG 2007 werden alle Investitionen gefördert, die nach der Verkündung des Gesetzes begonnen wurden und im Jahr 2007 beendet werden.    

Quelle: Deutscher Bundestag, Entwurf eines Investitionszulagengesetzes 2007 (InvZulG 2007), www.bundesfinanzministerium.de
4. Künftig Gründungszuschuss statt Ich-AG

Die Existenzgründung aus der Arbeitslosigkeit heraus wurde bislang durch den Existenzgründungszuschuss (sog. Ich-AG) oder das Überbrückungsgeld gefördert. Der Existenzgründungszuschuss läuft zum 30. Juni 2006 aus. Die große Koalition hat sich auf eine weitere Förderung geeinigt. Ab August 2006 soll ein neues Fördermittel zur Verfügung stehen, was eine Mischform der bereits bestehenden Förderinstrumente darstellt. Das noch bestehende Überbrückungsgeld endet mit der Einführung des neuen Gründungszuschusses. 

Das neue Modell ist zweistufig aufgebaut. In den ersten neun Monate erhält der Existenzgründer neben dem individuellen Arbeitslosengeld I eine Pauschale von 300 € pro Monat. Diese Pauschale soll es den Gründern ermöglichen, sich freiwillig in der gesetzlichen Sozialversicherung abzusichern. In der zweiten Förderphase soll dann nur noch die Pauschale von 300 € gezahlt werden, wenn sich das Geschäftsmodell immer noch als solide erweist. Insgesamt läuft die Förderung maximal 15 Monate. Spätestens dann soll der Gründer nach dem Willen des Gesetzgebers auf eigenen Füßen stehen. Förderfähig sind nur Existenzgründer, die tatsächlich arbeitslos sind. Ein direkter Übergang von einem Beschäftigungsverhältnis in die Selbständigkeit ist nicht möglich. 

Der Gründungszuschuss muss spätestens 3 Monate vor Ablauf des Arbeitslosengeldes I genehmigt werden. Ein noch bestehender Anspruch auf Arbeitslosengeld wird künftig während der Förderung vollständig verbraucht. Arbeitnehmer, die ohne wichtigen Grund ihr bestehendes Beschäftigungsverhältnis selbst kündigen, erhalten für eine Karenzzeit von drei Monaten keine Förderung. Zudem wird die Förderdauer um diese Karenzzeit gekürzt. Weitere Voraussetzung für eine Förderung ist wie bisher die Stellungnahme einer fachkundigen Stelle über die Tragfähigkeit des Konzeptes. Zusätzlich soll der Gründer seine persönliche und fachliche Eignung darlegen.   

Hinweis:

Wir helfen Ihnen gerne bei allen steuerrechtlichen und betriebswirtschaftlichen Fragen der Existenzgründung und stehen Ihnen in allen Phasen der Existenzgründung zur Seite. Ebenso beraten wir Sie  über Fördermöglichkeiten bzw. übernehmen als fachkundige Stelle die Prüfung Ihres Businessplans. 

Quelle: Bundesministerium für Arbeit und Soziales, Nachricht vom 17. Mai 2006, www.bmas.bund.de
5. Schuldzinsenabzug ist gesellschaftsbezogen anzuwenden

Grundsätzlich können betriebliche Schuldzinsen auch steuerlich geltend gemacht werden. Seit 1999 gibt es eine Einschränkung: soweit die Schuldzinsen durch sog. Überentnahmen veranlasst sind, können sie nicht mehr in voller Höhe abgesetzt werden. Überentnahmen entstehen, wenn die Entnahmen eines Wirtschaftsjahres den Gewinn und die Einlagen übersteigen. Liegen solche Überentnahmen vor, ist der Gewinn pauschal um 6 % der Überentnahmen zu erhöhen. Die Gewinnhinzurechnung ist auf die tatsächlich angefallenen Schuldzinsen abzüglich 2.050 € begrenzt. Wurde mit einem Kredit die Anschaffung von Anlagevermögen finanziert (sog. Investitionsdarlehen), sind die Kreditzinsen auf jeden Fall abziehbar, egal ob Überentnahmen getätigt wurden oder nicht.

In einem erst jetzt veröffentlichten Urteil des Finanzgerichtes Rheinland-Pfalz beschäftigten sich die Richter mit der Frage, wie bei der Ermittlung der Überentnahmen bei Personengesellschaften vorzugehen ist. 

Da eine Personengesellschaft das Subjekt der Gewinnermittlung sei, komme es bei der Ermittlung der Überentnahmen maßgebend auf den Gesamtgewinn der Gesellschaft an. Das bedeute, alle Ergänzungs- und Sonderbilanzen, Einlagen und Entnahmen der einzelnen Gesellschafter müssen in die Berechnung einbezogen werden. Die Tätigkeitsvergütungen an die Mitunternehmer seien erst dann als Entnahme zu erfassen, wenn sie auf das Privatkonto überwiesen wurden, nicht bereits im Zeitpunkt der Gutschrift auf dem Kapitalkonto. 

Das Gericht entschied ferner, dass der Bagatellbetrag von 2.050 € nur einmal bei der Personengesellschaft abzusetzen sei und nicht mit der Zahl der Mitunternehmer multipliziert werden könne. Der Hinzurechnungsbetrag müsse schließlich auf jeden Gesellschafter entsprechend seinem Anteil am Gewinn zugerechnet werden. Mit dieser gesellschaftsbezogenen Betrachtungsweise vertritt das Finanzgericht die gleiche Ansicht wie die Finanzverwaltung.       

Hinweis:

Gibt ein Gesellschafter der Gesellschaft ein Darlehen, sind die Zinsen in den beschränkten Schuldzinsenabzug nicht einzubeziehen. Die Zinseinnahmen im Sonderbetriebsvermögen des Gesellschafters gleichen sich hier mit den Zinsausgaben im Gesamthandsbereich der Gesellschaft aus. Auch bleiben Investitionsdarlehen im Sonderbetriebsvermögen außer Betracht, egal ob das finanzierte Anlagegut dem Sonder- oder Gesamthandsbereich zugeordnet wird. 

Quelle: FG Rheinland-Pfalz, Urteil vom 26. Mai 2004, 1 K 1623/02, Revision eingelegt (Az. des BFH: IV R 63/05), EFG 2006 S. 185

6. Neben 1 %-Regel keine weitere Entnahme buchen 

Viele Unternehmer nutzen ihr Firmenfahrzeug neben Privatfahrten auch für Fahrten im Rahmen anderer Einkunftsarten, z.B. wenn ein Gewerbetreibender mit seinem Fahrzeug auch Fahrten zu seinen Vermietungsobjekten durchführt. Den privaten Nutzungsanteil muss der Steuerpflichtige versteuern. Um diesen Anteil zu ermitteln, stehen die pauschale 1 %-Methode oder die Fahrtenbuchmethode zur Verfügung. Für PKW, die zu weniger als 50 % betrieblich genutzt werden, ist die 1 %-Methode nicht anwendbar. Hier ist der private Nutzungsanteil zu schätzen. Die meisten Steuerpflichtigen ermitteln den privaten Nutzungsanteil anhand der 1 %-Regelung, da das Führen eines Fahrtenbuchs mühsam und umständlich ist. Ob durch die pauschale 1 %-Regelung auch Fahrten für andere Einkunftsarten abgegolten sind, damit beschäftigte sich das Finanzgericht Niedersachsen.

Ein Steuerpflichtiger betrieb ein gewerbliches Unternehmen. Daneben war er noch als Prokurist angestellt. In seinem Betriebsvermögen befand sich ein Fahrzeug, dass er nicht nur für Fahrten im Rahmen seines Gewerbebetriebes nutzte, sondern auch für die täglichen Fahrten zur Arbeitsstätte, in der er als Angestellter arbeitete. In der Gewinnermittlung seines Gewerbebetriebes versteuerte er die Privatnutzung des Fahrzeuges anhand der 1 %-Regel. Weiterhin machte er in seiner Einkommensteuererklärung Werbungskosten für Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte geltend. Das Finanzamt erkannte das nicht an und setzte in seinem Gewerbebetrieb eine weitere Privatentnahme für die Fahrten zur Arbeitsstätte an. Gegen den Ansatz der weiteren Privatentnahme klagte der Steuerpflichtige erfolgreich vor dem Finanzgericht.

Das Finanzgericht urteilte, dass durch die 1 %-Regelung auch Aufwendungen abgegolten seien, die im Zusammenhang mit anderen Einkünften entstanden sind. Eine weitere Privatentnahme sei nicht zu buchen. 

Quelle: Niedersächsisches FG, Urteil vom 27. September 2005, 3 K 717/04, Revision eingelegt (Az. des BFH: X R 35/05), EFG 2006 S. 403

7. Abgabe der Anlage EÜR nun doch nicht zwingend

Für das Veranlagungsjahr 2005 müssen Unternehmer, die ihren Gewinn durch Einnahme-Überschussrechnung ermitteln, nach bisheriger Verwaltungsauffassung ihrer Steuererklärung die Anlage EÜR beifügen. Die Nichtabgabe konnte sogar durch ein Zwangsgeld sanktioniert werden. Nun regelt eine aktuelle Verfügung der Oberfinanzdirektion Münster, dass die Finanzämter die Anlage EÜR für den Veranlagungszeitraum 2005 nicht mehr nachfordern sollen, wenn ansonsten eine ordnungsgemäße Steuererklärung inkl. der Einnahme-Überschussrechnung abgegeben wurde. 

Künftig sei der Steuerpflichtige lediglich darauf hinzuweisen, dass er seiner Verpflichtung zur Abgabe dieses Formulars nicht nachgekommen sei und er darum gebeten werde, diese künftig seiner Steuererklärung beizufügen. Einer Nachforderung bedürfe es nach den Anweisungen der Oberfinanzdirektion ausdrücklich nicht. Das oftmals umständliche und komplizierte Ausfüllen des Formulars entfällt somit für das Jahr 2005.  

Hinweis:

Ab dem Jahr 2008 soll die Unternehmensteuerreform in Kraft treten. Es gibt Erwägungen, den Kreis der Einnahme-Überschussrechner zu erweitern, die dann aber auch die Anlage EÜR auszufüllen hätten. Allerdings plant die Bundesregierung, dieses Formular zuvor zu evaluieren. Es bleibt abzuwarten, in welcher Form oder ob es danach überhaupt noch zum Einsatz kommt.  

Quelle: OFD-Münster, Verfügung (koordinierter Ländererlass) vom 7. April 2006, Kurzinformation Einkommensteuer Nr. 10/2006, S 2500, LEXinform Nr. 0579964

8. Vollständige Rechnungsadresse des Leistungsempfängers wichtig

Damit eine Rechnung den gesetzlichen Anforderungen genügt und zum Vorsteuerabzug berechtigt, müssen eine Reihe formaler Anforderungen erfüllt sein. U.a. gehören dazu auch der vollständige Name und die vollständige Adresse des Leistungsempfängers. Nicht wenige Unternehmer beauftragen einen Dritten mit dem Empfang und der Abwicklung ihrer Rechnungen. Oftmals wird dabei die Rechnung unter Nennung des Namens des Leistungsempfängers mit „c/o“ an den Dritten adressiert. Dass diese Vorgehensweise nicht den Anforderungen an eine ordnungsgemäße Rechnung genügt und sogar zu einer zusätzlichen Umsatzsteuerschuld des Ausstellers führen kann, darauf weist das Bundesministerium der Finanzen in einem aktuellen Schreiben hin:

Neben dem Namen des Leistungsempfängers ist auch seine komplette Anschrift anzugeben. Abkürzungen sind möglich, wenn deren Bedeutung aus der Rechnung oder anderen Unterlagen leicht nachvollziehbar ist. Ausreichend ist es auch, wenn sich aus den Bezeichnungen, die in die Rechnung aufgenommen wurden, Name und Anschrift eindeutig feststellen lassen. Allerdings reicht es nicht aus, wenn der Name des Leistungsempfängers lediglich um seine Steuernummer bzw. seine USt-Identifikationsnummer erweitert wird. 

Werden diese Anforderungen nicht beachtet, besteht theoretisch kein Anspruch auf Vorsteuerabzug. Eine Ausnahme besteht natürlich dann, wenn der Leistungsempfänger unter der Anschrift des Rechnungsempfängers selbst über eine Zweigniederlassung, Betriebsstätte oder einen Betriebsteil verfügt.  

Hinweis:

Die formalen Anforderungen an eine Rechnung bzw. die Rechnungserteilung wurden in letzter Zeit erheblich erweitert. Gerade Rechnungen über größere Beträge stehen oft im Mittelpunkt einer Betriebsprüfung. Damit Ihnen der Vorsteuerabzug erhalten bleibt, lassen Sie sich von uns beraten!

Quelle: BMF-Schreiben vom 28. März 2006, IV A 5 S 7280a 14/06, DB 2006 S. 754

9. Steuerfreie innergemeinschaftliche Lieferung: Aussetzung der Vollziehung nur in Ausnahmefällen

Der Bundesfinanzhof hat im November 2005 entschieden, dass noch nicht geklärt sei, welche Anforderungen an den Nachweis einer steuerfreien innergemeinschaftlichen Lieferung zu stellen sind und unter welchen Voraussetzungen sich ein Unternehmer auf die Regelung zum Gutglaubensschutz berufen kann. Er hat in dem entschiedenen Einzelfall die Voraussetzungen für eine Aussetzung der Vollziehung für gegeben angesehen. 

In bestimmten Einzelfällen gewährt die Finanzverwaltung dennoch bei innergemeinschaftlichen Lieferungen keine Aussetzung der Vollziehung der strittigen Steuer. In folgenden Fällen sei die Rechtsfrage hinsichtlich der Inanspruchnahme der Steuerbefreiung für innergemeinschaftliche Lieferungen insoweit nämlich bereits höchstrichterlich entschieden:
· Der liefernde Unternehmer hat in Abholfällen keine Kenntnis über das Gelangen der von ihm gelieferten Gegenstände in einen anderen EU-Mitgliedstaat und die schriftliche Abnehmerbestätigung liegt im Zeitpunkt des Geltendmachens der Steuerbefreiung nicht vor.

· Der liefernde Unternehmer hat nicht die richtige USt-IdNr. des wirklichen Abnehmers aufgezeichnet. Die Aufzeichnung der richtigen USt-IdNr. des wirklichen Abnehmers ist Teil des Buchnachweises und damit materiell-rechtliche Voraussetzung der Steuerbefreiung, ohne den keine Steuerbefreiung möglich ist.

· Die vom Abnehmer angegebene USt-IdNr. ist im Zeitpunkt der Lieferung durch den liefernden Unternehmer nicht mehr gültig.

· Bei einer innergemeinschaftlichen Lieferung tritt nach den konkreten Umständen des Falles für den liefernden Unternehmer erkennbar eine andere Person als sein "Vertragspartner" unter dessen Namen auf, so dass der Leistende zumindest mit der Nichtbesteuerung des innergemeinschaftlichen Erwerbs durch den Empfänger rechnen muss.

· Der liefernde Unternehmer ist seinen Nachweispflichten nicht vollständig nachgekommen. Die Frage der Anwendung der Vertrauensschutzregelung stellt sich somit nicht.

· Der liefernde Unternehmer wusste, dass zumindest ein Teil der von ihm an den Abnehmer gelieferten Gegenstände im Inland verblieben ist. Die Anwendung der Vertrauensschutzregelung kommt nicht in Betracht.

Hinweis:

Damit hält die Finanzverwaltung letztlich an ihrer bürokratischen Auffassung zum Nachweis der steuerfreien innergemeinschaftlichen Lieferung fest und bürdet damit den Unternehmen weiterhin umfassende Nachweispflichten auf. 

Quelle: BMF-Schreiben vom 31. Mai 2006, IV A 6 S 7140 5/06, www.bundesfinanzministerium.de
10. Spekulationssteuer: Zeitpunkt des Vertragsabschlusses maßgeblich

Vor dem Finanzgericht Köln wurde darüber gestritten, ob bei der Veräußerung von GmbH-Anteilen ein Spekulationsgeschäft vorlag oder nicht. Zwar betrug der Zeitraum zwischen Anschaffung und Veräußerung der Anteile mehr als sechs Monaten - heute beträgt die Frist ein Jahr -, allerdings hatten sich die Beteiligten vor Ablauf der Spekulationsfrist zum Abschluss eines „Geschäftsanteilsübertragungsvertrages“ verpflichtet, „wenn auch nur einer von ihnen den Abschluss des Vertrages von den übrigen Beteiligten verlangt“ und zwar in schriftlicher Form innerhalb eines bestimmten Zeitraumes. 

Das Finanzamt nahm daher bereits vor Abschluss des eigentlichen notariell beurkundeten Kaufvertrages eine Veräußerung der Geschäftsanteile an, weil die Vertragspartner durch den Vorvertrag Verhältnisse geschaffen hätten, die einer Veräußerung gleichstünden und das Ergebnis des Veräußerungsgeschäftes vorwegnähmen. Die Veräußerer seien damit rechtlich gebunden gewesen.

Das Finanzgericht Köln sah dies jedoch anders. Unter Anschaffung und Veräußerung sei bei der Prüfung, ob ein Spekulationsgeschäft vorliege oder nicht, von dem Zeitpunkt des Abschlusses der schuldrechtlichen Verträge über den entgeltlichen Erwerb und die entgeltliche Übertragung des Wirtschaftsgutes auszugehen. Allerdings habe der BFH dann bereits eine Veräußerung in diesem Sinne angenommen, wenn die Vertragspartner vor Abschluss der eigentlichen Verpflichtungs- und Verfügungsgeschäfte bereits Verhältnisse geschaffen hätten, die sich bei wirtschaftlicher Betrachtungsweise als Veräußerung des Wirtschaftsgutes darstellten und der ausstehende rechtliche Vollzug lediglich eine juristische Formalität ohne wirtschaftliche Eigenbedeutung sei, z.B. wenn beide Beteiligte einen rechtlich bindenden Vorvertrag abgeschlossen haben, der nicht mehr durch die einseitige Erklärung eines Beteiligten verhindert werden kann. Ein nur den Veräußerer bindendes Verkaufangebot sei dagegen lediglich dann als Veräußerung zu behandeln, wenn weitere Umstände hinzuträten, die für einen wirtschaftlichen Vollzug sprächen, z.B. bei sofortiger Übergabe von Wertpapieren oder Eigenbesitz bei Grundstücken. 

Hinweis:

Zu prüfen war im Streitfall außerdem, ob eine Veräußerung einer wesentlichen Beteiligung vorlag 
oder nicht, d.h. ob der Steuerpflichtige zu mehr als 1 v.H. an der Gesellschaft beteiligt ist. In diesem Fall wären die Einkünfte dann als Einkünfte aus Gewerbebetrieb steuerpflichtig gewesen. Zum Zeitpunkt dieses Streitfalls lag diese Grenze noch bei 10 v.H. und war nicht überschritten.

Das Urteil zeigt deutlich, dass die Beteiligten nicht nur den 10-Jahreszeitraum bei Grundstücken und den 1-Jahreszeitraum bei anderen Wirtschaftgütern hinsichtlich des Abschlusses der (notariellen) 
Übertragungsverträge für die Frage der Spekulationsgeschäfte zu berücksichtigen haben. Beiderseitig bindende Vorverträge können im Einzelfall bereits schädlich sein. Lassen Sie daher alle Übertragungen und damit im Zusammenhang stehende (Vor-)Verträge von uns vor Unterzeichnung prüfen!

Quelle: FG Köln, Urteil vom 26. Oktober 2005, 7 K 3331/02, EFG 2006 S: 499

11. Direktor einer deutschen Limited kann persönlich haften

Für viele Existenzgründer scheint die Gründung einer englischen „Private Limited Company by Shares“ – kurz Limited – als besonders attraktive Rechtsform für ihr Unternehmen. Ein Hauptgrund für die noch immer wachsende Beliebtheit der Limited ist, dass eine Haftungsbeschränkung bereits bei 
einem Stammkapital von nur einem britischen Pfund erreicht wird und nicht eine GmbH mit mindestens 25.000 € Stammkapital gegründet werden muss. Dass aber der Direktor (Geschäftsführer) einer in Deutschland eingetragenen Limited persönlich haftet, wenn er das deutsche Insolvenzrecht nicht beachtet, zeigt ein aktuelles Urteil des Landgerichts Kiel.

Hier wurde der Direktor einer englischen Limited, die ausschließlich in Deutschland tätig war, wegen Insolvenzverschleppung von einem Gläubiger verklagt. Er hatte seine Pflicht verletzt, spätestens 3 Wochen nach Eintritt der Zahlungsunfähigkeit das Insolvenzverfahren zu eröffnen. Nach deutschem GmbH-Recht macht sich der Geschäftsführer dabei strafbar und haftet persönlich. Fraglich war nun, ob das deutsche Recht auf die englische Limited anzuwenden ist. Das Landgericht Kiel hat das bejaht. Die europarechtliche Niederlassungsfreiheit der Limited stehe der persönlichen Haftung des Direktors nach deutschem Recht nicht entgegen. Ein Verstoß gegen das EU-Recht würde nicht vorliegen ebenso auch keine Diskriminierung von Unternehmen aus anderen Mitgliedstaaten, da die Antragspflicht gleichermaßen für inländische Gesellschaften gelte. 

Hinweis:

Das Urteil stellt die Attraktivität der Limited erheblich in Frage, verhilft aber dem deutschen Gläubigerschutz zum Durchbruch. Die Gefahr einer Insolvenz kann gerade bei Gesellschaften, die mit nur einem Pfund gegründet wurden, als erheblich eingestuft werden und sich damit auch das Risiko einer Insolvenzverschleppung erhöhen. 

Quelle: LG Kiel, Urteil vom 20. April 2006, 10 S 44/05, FAZ 19. Mai 2006

12. Keine Steuerermäßigung für Dienstleistungen am Gemeinschaftseigentum 

Seit dem Jahr 2003 können Steuerpflichtige 20 % der Kosten (maximal 600 €) für Haushalts-, Garten- oder Renovierungsarbeiten unter bestimmten Voraussetzungen direkt von ihrer Einkommensteuer abziehen. Ab 2006 wurde diese Steuerermäßigung dahingehend erweitert, dass zusätzliche 600 € für Betreuungsleistungen als Steuerermäßigung beansprucht werden können sowie nun auch Handwerksarbeiten zur Modernisierung und Instandhaltung des Haushalts begünstigt sind. Das Finanzgericht Köln musste sich in einem Verfahren mit der Frage auseinandersetzen, ob nicht auch der Eigentümer einer Eigentumswohnung für die Pflege- und Reinigungskosten des Gemeinschaftseigentums die Steuerermäßigung erhalten kann. 

Grundsätzlich gehören die Kosten für Gartenpflege, Hausmeister, Hausreinigung und Winterdienst zu den typischen haushaltsnahen Dienstleistungen. Ebenso wurden im Urteilsfall die weiteren Voraussetzungen für die Steuerermäßigung – die Vorlage von Rechnungen sowie Bankbelegen – erfüllt. Allerdings besteht bei einer Wohnungseigentümergemeinschaft die Besonderheit, dass die „haushaltsnahen Dienstleistungen“ über einen Verwalter in Auftrag gegeben und abgerechnet werden. Der Steuerpflichtige war somit nicht der Auftraggeber der Leistungen. Aus diesem Grund versagte das Finanzamt dem Steuerpflichtigen die Begünstigung, was später das Finanzgericht bestätigte. Da halfen auch die Einwände des Steuerpflichtigen nichts, dass der Verwalter als Vertreter der Wohnungseigentümergemeinschaft gehandelt habe und es nicht zuletzt dem Gleichheitsgrundsatz widersprechen würde, wenn Hauseigentümer im Gegensatz zu Wohnungseigentümern die Begünstigung für die gleichen Tätigkeiten erhalten würden.     

Das Finanzgericht begründete sein Urteil damit, dass der Gesetzgeber haushaltsnahe Dienstleistungen in Privathaushalten begünstigen wollte, um arbeitsmarktpolitische Effekte zu erreichen und um Schwarzarbeit einzudämmen. Vor diesem Hintergrund werde jedoch der Gesetzeszweck bei der Auftragsvergabe durch einen Verwalter nicht erfüllt. Zum einen ist der Verwalter gegenüber der Wohnungseigentümergemeinschaft zum Nachweis und zur Abrechnung der entstandenen Kosten verpflichtet, wodurch grundsätzlich keine erhöhte Gefahr zur Schwarzarbeit bestünde. Zum anderen würden Pflege und Reinigung des Gemeinschaftseigentums generell durch Fremdfirmen gegenüber der Wohnungseigentümergemeinschaft erbracht werden, weshalb auch kein arbeitsmarktpolitischer Effekt durch die erstmalige Vergabe dieser Aufgaben an Dritte erreicht werden könne.   

Quelle: FG Köln, Urteil vom 24. Januar 2006, 5 K 2573/05, LEXinform Nr. 5002014; FG Köln, Pressemitteilung vom 15. März 2006, 5 K 2573/05, LEXinform Nr. 0172278

13. Einspruch auch gegen geänderten Bescheid möglich

Fehler in einem Steuerbescheid können ohne Weiteres innerhalb eines Monats nach dessen Erhalt angefochten werden. Nach Ablauf dieser Monatsfrist wird der Bescheid bestandskräftig. Wird innerhalb dieser Frist Einspruch eingelegt, wird er bis zur späteren Einspruchsentscheidung bzw. solange, bis das Finanzamt einen geänderten Bescheid erlässt, nicht bestandskräftig.

Oft erlässt das Finanzamt im Rahmen eines Einspruchsverfahrens einen Änderungsbescheid, der genau die Fehler berichtigt. Nach einem erst jetzt veröffentlichten Urteil des Niedersächsischen Finanzgerichtes ist gegen diesen Änderungsbescheid innerhalb der Monatsfrist wiederum der Einspruch möglich. Dabei können sowohl die Fehler des Änderungsbescheides als auch des ersten Bescheides angegriffen werden. 

Im zu verhandelnden Verfahren war genau der Fall eingetreten, dass ein Ehepaar gegen den gemeinsamen Einkommensteuerbescheid Einspruch einlegte. Das Finanzamt erließ daraufhin einen Änderungsbescheid, in dem es dem Einspruchsbegehren der Eheleute in vollem Umfang entsprach. Innerhalb der Einspruchsfrist legten die Eheleute erneut Einspruch gegen den geänderten Steuerbescheid ein, weil sie einen weiteren Fehler in dem ursprünglichen Steuerbescheid entdeckt hatten. Das Finanzamt verweigerte eine weitere Änderung, da der Änderungsbescheid bereits in vollem Umfang dem Änderungsbegehren der Eheleute entsprochen habe und somit unanfechtbar sei.

Das Finanzgericht widersprach der Ansicht des Finanzamtes, die nach dessen Meinung im Gesetz keine Stütze finde. Gegen das Urteil hat das Finanzamt inzwischen Revision beim BFH eingelegt.     

Hinweis:

Etwas anderes ist zu beachten, wenn der ursprüngliche Steuerbescheid nicht rechtzeitig mit dem Einspruch angefochten wurde und daher bereits bestandskräftig wurde. Erlässt nun das Finanzamt aus anderen Gründen einen Änderungsbescheid, etwa wegen dem Bekanntwerden neuer Tatsachen, kann dieser Bescheid nur im Umfang seiner Änderung durch Einspruch angefochten werden.

Quelle: Niedersächsisches FG, Urteil vom 27. Mai 2004, 15 K 186/03, Revision eingelegt (Az. des BFH: XI R 47/05), EFG 2006 S. 390

14. Kindergeld auch bei Teilzeitarbeit möglich 

Eltern volljähriger Kinder haben nur dann Anspruch auf Kindergeld, wenn sich das Kind in einer Ausbildung befindet oder studiert und die maßgebende Einkommensgrenze nicht überschritten wird. Derzeit liegt diese Grenze bei 7.680 € zzgl. Werbungskosten und Sozialversicherungsbeiträge. Auch kann für ein Kind Kindergeld bezogen werden, wenn es sich in einer Übergangszeit von höchstens vier Monaten zwischen zwei Ausbildungsabschnitten befindet oder eine Berufsausbildung mangels Ausbildungsplatz nicht beginnen oder fortsetzen kann. Voraussetzung ist auch hier, dass die Einkommensgrenze nicht überschritten wird. Nach ständiger Rechtsprechung darf das Kind allerdings in dieser Übergangszeit keine Vollzeitbeschäftigung ausüben. Das geht auf die Annahme zurück, dass dann keine Unterhaltspflicht der Eltern mehr besteht, unabhängig davon, wie viel das Kind in dieser Zeit verdient. Der BFH musste sich in zwei Verfahren mit der Frage beschäftigen, ob eine Teilzeitarbeit des Kindes zum Verlust des Kindergeldanspruchs führen kann.

Im ersten Fall hatte der Sohn eines Steuerpflichtigen seinen Zivildienst abgeschlossen und bewarb sich in den folgenden Monaten zum Teil erfolglos um einen Studienplatz. In dieser Zeit ging der Sohn 
einer geringfügigen Beschäftigung von 10,5 Wochenstunden nach. Die Familienkasse lehnte es nach geübter Praxis ab, für diese Zeit Kindergeld auszuzahlen, weil der Sohn zur Zeit seiner Bewerbung um den Studienplatz eine Erwerbstätigkeit ausübte. Der BFH widersprach dieser Verwaltungspraxis und verurteilte die Familienkasse zur Zahlung des Kindergeldes. Nur bei einer Vollzeittätigkeit wäre die Unterhaltspflicht der Eltern und damit der Kindergeldanspruch entfallen. Ein Anspruch auf Kindergeld besteht somit ab dem Monat, in dem sich das Kind um einen Studien- oder Ausbildungsplatz beworben hat, auch wenn es in der Zwischenzeit eine Teilzeitarbeit aufgenommen hat.         

Hinweis:

Die Familienkassen selbst nehmen eine Vollzeiterwerbstätigkeit erst dann an, wenn das Arbeitsverhältnis im ganzen Monat besteht und als Arbeitszeit drei Viertel der betriebsüblichen Arbeitszeit vereinbart wurden.

Im zweiten Fall studierte die Tochter einer Steuerpflichtigen zunächst an einer Fachhochschule. Im April brach sie ihr Studium ab um im September desselben Jahres eine Ausbildung zu beginnen. In der Zwischenzeit nahm sie eine Teilzeittätigkeit von 20 Wochenstunden an. Da das Einkommen der Tochter in diesem Jahr, insbesondere wegen der Teilzeitarbeit in der Übergangszeit, die Einkommensgrenze überstieg, hatte die Steuerpflichtige keinen Anspruch auf Kindergeld. Sie beantragte daher, dass sie in der Übergangszeit keinen Anspruch auf Kindergeld gehabt habe, weil die Tochter einer Teilzeitarbeit nachgegangen sei und wegen des Bruttolohns von ca. 1.000 € die Unterhaltspflicht der Eltern entfallen sei. Somit wären die Einkünfte aus diesen Monaten aus der jährlichen Einkommensgrenze herauszurechnen und die Steuerpflichtige hätte zumindest für die übrigen Monate einen Kindergeldanspruch gehabt ohne dass die Einkommensgrenze überschritten wurde. Der BFH setzte hier seine Rechtsprechung aus dem ersten Fall fort und erkannte auch für den Übergangszeitraum einen Anspruch auf Kindergeld. Eine Kürzung um den Übergangszeitraum und damit auch um das in diesen Monaten verdiente Einkommen schied damit aus.

Quelle: BFH-Urteil vom 23. Februar 2006, III R 8/05, LEXinform Nr. 5002372; BFH-Urteil vom 23. Februar 2006, III R 82/03, LEXinform Nr. 5002374

15. Aufgeschobene Bedingungen bei Schenkungen sind steuerlich nicht sofort zu berücksichtigen

Übertragen Eltern ihr Vermögen noch zu Lebzeiten auf die Kinder (sog. vorweggenommene Erbfolge), wird dabei häufig vereinbart, dass sich die Kinder gegenüber den Eltern zu wiederkehrenden Leistungen verpflichten. Aus erbschaftsteuerlicher Sicht kann es sich bei solchen Gestaltungen um eine gemischte Schenkung handeln, wenn der Wert des übergebenen Vermögens unter dem Wert der Gegenleistung liegt. Bei einer „reinen“ Schenkung stellt das übergebene Vermögen die sog. Bereicherung dar und wird besteuert. Im Gegensatz dazu wird bei gemischten Schenkungen die Bereicherung so berechnet, dass vom Wert des übergehenden Vermögens der Wert der Gegenleistung in einem bestimmten Verhältnis steuermindernd berücksichtigt wird. Ein aktuelles BFH-Urteil schafft Klarheit, wie der Wert der Gegenleistung zu berechnen ist, wenn es sich dabei um eine lebenslängliche Rente an den Übergeber handelt, die nach dessen Tod an dessen Ehegatten in einem bestimmten Umfang weiter gezahlt werden muss.

Im verhandelten Fall erhielt eine Steuerpflichtige von ihrem Vater eine Kommanditbeteiligung übertragen. Dafür musste sie ihm eine lebenslange wertgesicherte Rente zahlen. Nach dem Tod des Vaters sollte die Rente zu 70 % an seine Ehefrau bis zu deren Tod weitergezahlt werden. Da die KG-Beteiligung wertmäßig weit über dem Wert der Rentenverpflichtung lag, nahm das Finanzamt eine gemischte Schenkung an. Es berechnete den Kapitalwert der Rentenverpflichtung anhand des Bewertungsgesetzes und berücksichtigte bei der Wertermittlung der gemischten Schenkung die spätere Rentenverpflichtung an die Ehefrau des Vaters nicht. Die Steuerpflichtige legte gegen den Steuerbescheid Einspruch ein. Zum einen wollte sie, dass die Rentenverpflichtung nach der Abgekürzten Sterbetafel des Statistischen Bundesamtes berechnet wird, da sich hieraus ein viel höherer Kapitalwert der Gegenleistung ergab. Zum anderen sollte die Rente an die Ehefrau sofort berücksichtigt werden. Beides hätte zu einer erheblichen Steuerminderung geführt.

Der BFH entschied schließlich, dass die Rente an die Ehefrau jetzt noch nicht steuermindernd zum Abzug käme, weil die aufschiebende Bedingung (Tod des Vaters) noch nicht eingetreten war. Erst dann sei die Erbschaftsteuer ggf. rückwirkend zu ändern. Außerdem könne das Finanzamt die Rentenverpflichtung zwar aus Vereinfachungsgründen nach dem Bewertungsgesetz bewerten. Wenn der Steuerpflichtige allerdings die Berechnung nach den Abgekürzten Sterbetafeln des Statistischen Bundesamts verlangt, muss das Finanzamt diesem Wunsch entsprechen. Wertsicherungsklauseln können erst dann steuerlich berücksichtigt werden, wenn sich die Rentenhöhe tatsächlich geändert hat.   

Hinweis:

Planen Sie Ihr Vermögen bereits zu Lebzeiten auf Ihre Kinder zu übertragen, sollten alle steuerlichen Folgen beachtet werden. Lassen Sie sich rechtzeitig von uns beraten!

Quelle: BFH-Urteil vom 8. Februar 2006, II R 38/04, LEXinform Nr. 5002330

16. Neue Beitragssätze für Mini- und Midi-Jobs ab 1. Juli 2006

Bereits in einer vorherigen Ausgabe hatten wir Sie über mögliche Änderungen durch das Haushaltsbegleitgesetz 2006 informiert. Das Gesetz wurde nun endgültig durch den Bundesrat verabschiedet und ist damit in Kraft getreten. Ab dem 1. Juli 2006 sind somit höhere Sozialversicherungsbeiträge für Beschäftigte in Mini-Jobs zu zahlen. 

Der pauschale Beitragssatz des Arbeitgebers beträgt nunmehr 30 % des Arbeitsentgelts statt wie bisher 25 %. Davon gehen 15 % an die Rentenversicherung und 13 % an die Krankenversicherung. 2 % sind wie bisher als pauschale Lohnsteuer abzuführen. Betroffen sind alle geringfügig Beschäftigten im gewerblichen Bereich, nicht jedoch Mini-Jobs in Privathaushalten.

Für Arbeitnehmer in sog. Midi-Jobs (Lohn zwischen 400,01 € und 800 €) müssen ebenfalls höhere Beiträge abgeführt werden. Die Beiträge werden auf Basis des Faktors F in der Gleitzonenformel berechnet. Dieser Faktor F erhöht sich ab dem 1. Juli 2006 von 0,5967 auf 0,7160.










































































































